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Einleitung 
Die Familienbeihilfe ist eine allgemeine familienpolitische Leistung, keine 
bedürftigkeitsabhängige Sozialleistung. Sie gleicht Familienlasten unabhängig vom 
Einkommen aus und wird neben österreichischen Staatsbürger:innen den meisten 
Personengruppen mit Niederlassungsrecht im Inland ausgezahlt. Gerade für Familien mit 
geringem Einkommen ist ihre Wirkung entscheidend: Sie vermindert Kinderarmut und 
verbessert die Teilhabe von Kindern. 

Die Diakonie weist den vorliegenden Gesetzesentwurf entschieden zurück. Er weist 
sozialpolitisch, integrationspolitisch und unionsrechtlich in die falsche Richtung und trifft 
ausgerechnet jene Familien, die durch Krieg, Flucht und Vertreibung ohnehin zu den 
wirtschaftlich verletzlichsten in Österreich zählen. Die Bundesregierung hat sich im 
Regierungsprogramm verpflichtet, Kinderarmut zu bekämpfen, ukrainischen Vertriebenen 
eine Perspektive zu eröffnen und Schutzberechtigte rascher in den Arbeitsmarkt zu 
integrieren. Der Entwurf bewirkt das Gegenteil: Er verschärft Kinderarmut, erschwert den 
Einstieg in den Arbeitsmarkt und vertieft die Abhängigkeit von staatlicher Unterstützung, statt 
sie abzubauen. Statt verlässlicher Rahmenbedingungen schafft er neue Rechts- und 
Planungsunsicherheit für besonders schutzbedürftige Menschen. 

Der Entwurf behandelt die Grundversorgung faktisch wie ein allgemeines System sozialer 
Absicherung – das ist sie nicht. Sie ist eine ursprünglich auf die Dauer des Asylverfahrens 
ausgerichtete Basisversorgung, die nur das absolut Notwendigste sichert; sie ersetzt weder 
Sozialhilfe noch Familienleistungen und ermöglicht keine nachhaltige Teilhabe. Ihren Bezug 
zum Anlass zu nehmen, die Familienbeihilfe zu verweigern, ist daher systemwidrig. 
Österreichische Familien erhalten Familienbeihilfe selbstverständlich auch neben der 
Sozialhilfe; ausgerechnet jenen Familien, die mangels Zugangs zur Sozialhilfe auf die weit 
niedrigere Grundversorgung angewiesen sind, soll sie verwehrt werden. Damit werden die 
Ärmsten schlechter gestellt als vergleichbare österreichische Familien. 

Besonders gravierend sind die unionsrechtlichen Folgen für subsidiär Schutzberechtigte. Der 
Entwurf knüpft den Ausschluss von der Familienbeihilfe an den Bezug der Grundversorgung 
– obwohl diese Personen Grundversorgung nur deshalb beziehen, weil ihnen der Zugang zur 
Sozialhilfe gesetzlich verwehrt ist. Österreich schafft so zunächst ein eigenes, niedrigeres 
Versorgungssystem und beruft sich anschließend darauf, um Leistungen der sozialen 
Sicherheit zu entziehen. Diese zirkuläre Konstruktion würde es Mitgliedstaaten erlauben, den 
Umfang unionsrechtlich garantierter Gleichbehandlungsansprüche allein durch die 
Ausgestaltung ihres nationalen Sozialrechts zu bestimmen – und das 
Gleichbehandlungsgebot des Art 31 der Statusverordnung in seinem Kern auszuhöhlen. 

Die Diakonie kritisiert schließlich mit Nachdruck, dass der Entwurf dem Nationalrat bereits zur 
Beschlussfassung zugeleitet wurde, obwohl das Begutachtungsverfahren noch läuft und die 
eingelangten Stellungnahmen noch nicht ausgewertet werden konnten. Begutachtung darf 
keine bloße Formalität sein. Bei einer Regelung mit derart weitreichenden sozialen, 
integrationspolitischen und unionsrechtlichen Folgen ist die ernsthafte Auseinandersetzung 
mit den vorgebrachten Argumenten eine unverzichtbare Voraussetzung rechtsstaatlicher 
Gesetzgebung. 

 



Zum Gesetzesentwurf 

1. Grundversorgungsbezug als Ausschlusskriterium für die 
Familienbeihilfe 

Höhe der Grundversorgungsleistungen 
Die existenzielle Absicherung von Fremden, die keinen Anspruch auf Sozialhilfe bzw. 
Mindestsicherung haben, erfolgt über das System der Grundversorgung, welches 
grundsätzlich für die Versorgung von Asylwerber:innen im offenen Asylverfahren konzipiert 
ist. Entsprechend niedrig sind auch die vorgesehenen Unterstützungsleistungen, die auf 
Kostenhöchstsätzen basieren (vgl. Art 9 Grundversorgungsvereinbarung Art 15a B-VG). 

Für Kinder: 
• Verpflegungsgeld in der Höhe von EUR 145 pro Monat 
• Bekleidungshilfe in der Höhe von EUR 150 pro Jahr (idR Gutschein) 

Für Erwachsene: 
• Verpflegungsgeld in der Höhe von EUR 260 pro Monat 
• Bekleidungshilfe in der Höhe von EUR 150 pro Jahr (idR Gutschein) 
• Mietzuschuss: EUR 330 pro Familie 

Subsidiär Schutzberechtigte, Vertriebene aus der Ukraine und Personen mit einer 
Aufenthaltsberechtigung nach §55ff AsylG befinden sich rechtmäßig in Österreich, haben 
allerdings keinen Anspruch auf Sozialhilfe/Mindestsicherung und sind für ihre 
Existenzsicherung auf den Bezug der Grundversorgung angewiesen. Sie leben in der Regel 
in privaten Mietwohnungen und erhalten für ihren Lebensunterhalt lediglich die oben 
genannten Zuschüsse. Die Arbeitsaufnahme aus dem System der Grundversorgung heraus 
gestaltet sich als herausfordernd und wird durch den Wegfall des Bezugs von Familienbeihilfe 
jedenfalls nicht gefördert (vgl. im Detail die Stellungnahme der Caritas Österreich vom 
20.7.2026). 

Betroffen sind auch Familien in Beschäftigung 
Tatsächlich betrifft die vorgeschlagene Regelung nicht ausschließlich Familien, die dauerhaft 
vollständig von staatlicher Unterstützung leben. Vielmehr befinden sich zahlreiche Betroffene 
bereits in Beschäftigung oder auf dem Weg dorthin. Insbesondere Alleinerziehende können 
aufgrund ihrer Betreuungspflichten häufig zunächst nur Teilzeitbeschäftigungen aufnehmen 
und bleiben daher vorübergehend ergänzend auf Leistungen der Grundversorgung 
angewiesen. Der Wegfall der Familienbeihilfe reduziert gerade in dieser Übergangsphase das 
verfügbare Einkommen erheblich und erschwert damit den schrittweisen Ausstieg aus der 
Grundversorgung. 

Die Grundversorgung deckt die Kinderkosten nicht ab 
In den erläuternden Bemerkungen zum vorliegenden Gesetzesentwurf wird festgehalten, dass 
Eltern, die Grundversorgungsleistungen beziehen, „mangels Unterhaltsleistungen für ihre 
Kinder“ vom Anspruch auf Familienbeihilfe ausgenommen werden sollen. Wie aus der obigen 
Aufschlüsselung klar ersichtlich, kann hingegen in keiner Weise davon ausgegangen werden, 
dass der Grundversorgungsbezug die Unterhaltskosten eines Kindes in ausreichendem 
Ausmaß zu tragen vermag. Das Sozialministerium veröffentlichte im Jahr 2021 eine 



Kinderkostenanalyse, in der die mittleren Kinderkosten in einem Haushalt mit zwei Elternteilen 
und einem Kind mit monatlich EUR 494 und bei der Altersgruppe der unter 14-Jährigen mit 
EUR 395 bemessen wurden1. Zwar unterscheidet sich die Familienbeihilfe aufgrund ihrer 
typisierenden Betrachtungsweise vom individuell zu bemessenden Kindesunterhalt, dennoch 
ist darauf hinzuweisen, dass die zur Orientierung bei der Unterhaltsbemessung entwickelten, 
sogenannten Regelbedarfssätze für 0- bis 5-Jährige einen monatlichen Betrag in der Höhe 
von EUR 360 nahelegen2. 

Die Annahme, die Grundversorgung decke den Unterhalt von Kindern bereits in einer Weise 
ab, die den Entfall der Familienbeihilfe rechtfertigen könnte, findet weder in den tatsächlichen 
Leistungshöhen noch in der Systematik der Grundversorgung eine Grundlage. Die 
Grundversorgung dient ausschließlich der Sicherung des absolut Notwendigsten. Sie ersetzt 
weder den familienpolitischen Zweck der Familienbeihilfe noch jene zusätzlichen 
Aufwendungen, die Eltern unabhängig vom Einkommen für ihre Kinder zu tragen haben. 

Kein Parallelbezug, sondern diskriminierende Ungleichbehandlung 

In der Wirkungsorientierten Folgenabschätzung (WFA) zum Gesetz wird spezifiziert, dass die 
„parallele Gewährleistung staatlicher Hilfsleistungen“ aufgehoben werden soll und dass Eltern 
im Grundversorgungsbezug bereits „entlastet“ würden bezüglich ihrer Unterhaltspflichten. In 
diesem Zusammenhang wird zutreffend erwähnt, dass die Grundversorgung nicht für 
österreichische Staatsangehörige gilt (woraus folgt, dass die parallele Gewährleistung 
staatlicher Hilfen für österreichische Staatsangehörige im Sozialhilfebezug nach wie vor 
zulässig ist). Die Begründung einer Vermeidung von Parallelbezügen scheint also nur 
vordergründig zu tragen, da sich die Neuregelung in diskriminierender Weise lediglich auf 
bestimmte Gruppen von ausländischen Staatsangehörigen auswirken wird, die statt 
Sozialhilfe die (ohnehin bereits deutlich niedriger angesetzte) Grundversorgung erhalten. Laut 
WFA handelt es sich dabei um etwa 7.500 ukrainische Kinder unter 18 Jahren und 3.800 
subsidiär schutzberechtigte Kinder unter 18 Jahren. Deren – von Krieg und Vertreibung 
geflohene – Familien sind akut armutsbetroffen (ansonsten hätten sie keinen Anspruch auf 
Grundversorgung), und ein Familienbeihilfenbezug würde ihre Situation sowie ihre 
Integrationsperspektiven erheblich verbessern. 

Grundversorgung und Sozialhilfe sind nicht gleichzusetzen 
Dabei werden zwei unterschiedliche Systeme miteinander vermengt. Die Sozialhilfe stellt das 
allgemeine soziale Sicherungssystem für österreichische Staatsangehörige und ihnen 
Gleichgestellte dar. Die Grundversorgung hingegen ist ein migrationsrechtliches 
Versorgungssystem für Personengruppen, die keinen Zugang zur Sozialhilfe haben. Der 
Bezug von Grundversorgung kann daher nicht mit einem Sozialhilfebezug gleichgesetzt 
werden. Wird subsidiär Schutzberechtigten und Vertriebenen der Zugang zur Sozialhilfe 
verwehrt, kann ihnen daraus nicht gleichzeitig der Nachteil entstehen, auch familienpolitische 
Leistungen zu verlieren, die Sozialhilfebeziehenden weiterhin uneingeschränkt zustehen. 

Budgetäre Auswirkungen 

 
1BMSGPK (2021): Kinderkostenanalyse 2021, Endbericht, S. 15f; fünf Jahre später kann 
man von einer inflationsbedingten Erhöhung dieser Zahlen ausgehen. 
243 Ne 21/25b, abrufbar unter https://www.unterhaltsrecht.at/infos-und-
formeln/regelbedarfssaetze-2026-lg-zrs-wien.pdf. 

https://www.unterhaltsrecht.at/infos-und-formeln/regelbedarfssaetze-2026-lg-zrs-wien.pdf
https://www.unterhaltsrecht.at/infos-und-formeln/regelbedarfssaetze-2026-lg-zrs-wien.pdf


Zahlreiche Familien in der Grundversorgung wohnen mittlerweile in privaten Mietwohnungen 
und bestreiten einen Teil ihres Lebensunterhalts bereits selbst. Fällt die Familienbeihilfe weg, 
steigt das Risiko, dass diese Familien ihre Wohnungen nicht mehr finanzieren können und 
wieder auf organisierte Unterbringung angewiesen sind. Dies bedeutet nicht nur einen Verlust 
an Selbstständigkeit und Integration, sondern verursacht regelmäßig auch höhere Kosten für 
die öffentliche Hand als die Unterstützung selbstständig wohnender Familien. Müssen 
betroffene Familien wieder in organisierte Grundversorgungsquartiere wechseln, entstehen 
der öffentlichen Hand weitaus höhere Unterbringungs- und Betreuungskosten. Darüber 
hinaus führt der Entfall der Familienbeihilfe auch zum Verlust weiterer daran anknüpfender 
familienpolitischer Leistungen und steuerlicher Begünstigungen. Die tatsächlichen finanziellen 
Auswirkungen gehen daher deutlich über den bloßen Entfall der Familienbeihilfe hinaus. 

Judikatur und Gleichbehandlung mit Sozialhilfebeziehenden 
In diesem Zusammenhang wird auf die Rechtsprechung des Verwaltungsgerichtshofs 
hingewiesen, derzufolge laut Absicht des Gesetzgebers die Deckung der „typischen 
Unterhaltsansprüche“ eines Kindes durch die öffentliche Hand den Anspruch auf 
Familienbeihilfe ausschließt (VwGH 15.12.2009, 2006/13/0092; VwGH 22.10.2025, Ra 
2022/16/0065, mwN). Diese Rechtsprechung bezieht sich allerdings auf erwachsene Kinder 
unter 24 Jahren (bzw. auf minderjährige Kinder, die in Fremdunterbringung durch die Kinder- 
und Jugendhilfe oder in Strafhaft leben, deren Unterhalt somit vollständig vom Staat getragen 
wird). Dass eine staatliche Unterstützung von Familien im Rahmen der allgemeinen 
Existenzsicherung ebenfalls anspruchsvernichtend wirkt, wurde bis dato nicht festgestellt – 
ganz im Gegenteil normiert der Gesetzgeber, dass Familienbeihilfe jedenfalls zusätzlich zu 
Leistungen der Sozialhilfe zu gewähren ist (vgl. §7 Abs 4 Sozialhilfe-Grundsatzgesetz). Dass 
dies für Fremde im Grundversorgungsbezug, deren Sätze deutlich niedriger sind als die der 
Sozialhilfe, nicht gelten soll, scheint einen Verstoß gegen Art I BVG-Rassendiskriminierung 
darzustellen. 

Widerspruch zu den Integrationszielen 
Die vorgesehene Regelung steht darüber hinaus auch in einem Spannungsverhältnis zu den 
integrationspolitischen Zielsetzungen des Bundes. Wer Arbeitsmarktintegration fordert, darf 
jene Familien nicht schlechterstellen, die trotz Flucht und Vertreibung bereits Verantwortung 
übernehmen, einer Erwerbstätigkeit nachgehen oder diese aufgrund ihrer Betreuungspflichten 
schrittweise aufnehmen. Die Familienbeihilfe unterstützt diesen Weg in die wirtschaftliche 
Selbstständigkeit; ihr Entzug verlängert hingegen die Abhängigkeit von staatlicher 
Unterstützung. 

Im Übrigen kann die angenommene finanzielle Entlastung durch die Nichtgewährung von 
Familienbeihilfe an Personen im Alter von 18 bis 24 Jahren in der Grundversorgung (S. 5 
WFA) nicht nachvollzogen werden, so war es als erwachsene Person im Eigenbezug der 
Familienbeihilfe schon bisher nur in Ausnahmefällen möglich, parallel zur Grundversorgung 
auch Familienbeihilfe zu beziehen. 

2. Auswirkungen auf Ukraine-Vertriebene 

Bisherige Rechtslage und tatsächliche Situation 
Nach den bisherigen Regelungen bestand für Vertriebene aus der Ukraine dann eine 
Bezugsberechtigung für die Familienbeihilfe, wenn diese beim Arbeitsmarktservice (AMS) als 



arbeitssuchend gemeldet waren. Aufgrund der schwierigen Arbeitsmarktsituation sowie der 
persönlichen Verhältnisse (viele Betroffene sind alleinerziehende Mütter mit Kindern) sind 
Ukrainer:innen jedoch häufig auf Unterstützung durch die Grundversorgung angewiesen. 

Die Annahme, dass ein Bezug von Grundversorgung fehlende Arbeitsmarktintegration 
indiziert, trifft auf einen erheblichen Teil der Betroffenen nicht zu. Tausende Vertriebene aus 
der Ukraine stehen bereits in Beschäftigung oder haben den Zugang zum österreichischen 
Arbeitsmarkt geschafft. Besonders häufig handelt es sich um alleinerziehende Mütter, die 
aufgrund ihrer Betreuungspflichten zunächst nur Teilzeit arbeiten können und deshalb 
weiterhin ergänzend auf Leistungen der Grundversorgung angewiesen sind. Die 
Grundversorgung ist in diesen Fällen Ausdruck eines schrittweisen Übergangs in die 
wirtschaftliche Selbstständigkeit und nicht einer fehlenden Integrationsbereitschaft. 

Verschärfung der Kinderarmut 
Durch die Novelle wird ihnen nunmehr – in Zeiten der Teuerung – der Familienbeihilfenbezug 
gekürzt, was zu vermehrter Kinderarmut innerhalb dieser Gruppe führen wird. Gerade bei 
Familien mit mehreren Kindern bedeutet dies einen Verlust von mehreren hundert Euro 
monatlich und verschärft ihre wirtschaftliche Situation erheblich. 

Die geplante Änderung steht auch im Widerspruch zu den integrationspolitischen 
Zielsetzungen des Regierungsprogramms, das eine verstärkte Arbeitsmarktintegration von 
Vertriebenen und Schutzberechtigten vorsieht. Familien, die bereits einer Erwerbstätigkeit 
nachgehen oder sich um eine solche bemühen, verlieren gerade in jener Phase 
Unterstützung, in der sie den Übergang aus der Grundversorgung schaffen sollen. Anstatt 
Eigenständigkeit zu fördern, wird diese erschwert. 

Darüber hinaus führt der Entfall der Familienbeihilfe nicht nur zum Verlust dieser Leistung 
selbst, sondern regelmäßig auch zum Wegfall weiterer daran anknüpfender familienpolitischer 
Unterstützungen. Für die betroffenen Familien verschlechtert sich die wirtschaftliche Situation 
daher deutlich stärker, als es der bloße Entfall der Familienbeihilfe vermuten lässt. 

Nur der Vollständigkeit halber sei angemerkt, dass der Unterstützungsfonds für 
Alleinerzieher:innen für Bezieher:innen von Sozialleistungen keine zusätzliche Entlastung 
bringt, da seine Leistungen auf jede Form der Sozialunterstützung angerechnet werden. 

Die Bundesregierung fordert Arbeitsmarktintegration. Die Novelle entzieht gerade jenen 
Familien Unterstützung, die sich bereits auf diesem Weg befinden. 

3. Unionsrechtswidrigkeit in Bezug auf subsidiär Schutzberechtigte und 
Asylberechtigte 

Rechtsstellung subsidiär Schutzberechtigter 
Personen mit subsidiärem Schutzstatus verfügen über ein rechtmäßiges Aufenthaltsrecht im 
österreichischen Bundesgebiet. Grund für die Gewährung ist, dass eine Person aufgrund 
drohender Folter, erniedrigender Behandlung oder Bedrohung des Lebens durch willkürliche 
Gewalt nicht in ihr Herkunftsland zurückkehren kann (vgl. Art 15 der Verordnung (EU) 
2024/1347 (idF Statusverordnung)). Es handelt sich bei der Gruppe der subsidiär 
Schutzberechtigten, wie auch in Österreich höchstgerichtlich anerkannt, um eine „aufgrund 
ihrer Lebensumstände besonders schutzwürdige Gruppe“ (vgl. OGH 10ObS153/13t, 
17.12.2013, den Anspruch auf Pflegegeld für diese Gruppe bejahend; OGH 10Ob63/25z, 



21.10.2025, den Anspruch auf Unterhaltsvorschuss bejahend). Gemäß §8 Abs 4 AsylG 
erhalten Personen mit subsidiärem Schutz ein Jahr nach Statusgewährung einen für drei 
Jahre gültigen Aufenthaltstitel nach Art 24 Statusverordnung. Nach Ablauf der drei Jahre wird 
der Titel für fünf Jahre gewährt. Der Aufenthaltstitel ist daher – auch vor dem Hintergrund der 
Gewährungsgründe – keinesfalls von kurzfristiger Natur. 

Auch unionsrechtlich ist davon auszugehen, dass subsidiär Schutzberechtigte nicht lediglich 
vorübergehend geduldet werden, sondern während der Dauer ihres Schutzstatus in 
wesentlichen Bereichen des sozialen Lebens mit Staatsangehörigen gleichzustellen sind. 
Dies entspricht dem Zweck der Statusverordnung, Personen mit internationalem Schutz eine 
tatsächliche Teilhabe am gesellschaftlichen Leben des Aufnahmestaates zu ermöglichen und 
integrationshemmende Benachteiligungen zu vermeiden. 

Die Familienbeihilfe als Leistung der sozialen Sicherheit 
Bei der Familienbeihilfe handelt es sich unionsrechtlich um eine Leistung der sozialen 
Sicherheit gemäß Verordnung (EG) Nr 883/2004 des Europäischen Parlaments und des 
Rates zur Koordinierung der Systeme der sozialen Sicherheit. Gemäß Art 1 lit z dieser 
Verordnung umfassen Leistungen der sozialen Sicherheit Familienleistungen, wobei mit 
Familienleistungen alle Sach- oder Geldleistungen zum Ausgleich von Familienlasten gemeint 
sind, mit Ausnahme von Unterhaltsvorschüssen und besonderen Geburts- und 
Adoptionsbeihilfen. Art 3 Ziffer 3 Statusverordnung, die in Österreich seit 12. Juni 2026 direkt 
anwendbar ist, definiert „internationaler Schutz“ als „die Flüchtlingseigenschaft oder den 
Status subsidiären Schutzes“, das heißt, dass die Regelungen der Verordnung, sofern nicht 
anderweitig normiert, für Menschen mit Asyl und subsidiärem Schutz gleichermaßen gelten. 

Das Gleichbehandlungsgebot des Art 31 Statusverordnung 
Art 31 Abs 1 der Statusverordnung besagt Folgendes: 

„Personen, denen internationaler Schutz gewährt wurde, werden hinsichtlich der 
sozialen Sicherheit und der Sozialhilfe wie Staatsangehörige des ihnen 
internationalen Schutz gewährenden Mitgliedstaats behandelt.“ 

Daraus ergibt sich ein klares Gleichbehandlungsgebot von subsidiär Schutzberechtigten mit 
österreichischen Staatsangehörigen. 

Dieses Gleichbehandlungsgebot wird durch die vorgeschlagene Regelung jedoch in 
mehrfacher Hinsicht unterlaufen. Österreichische Staatsangehörige, die ihren 
Lebensunterhalt nicht aus eigenen Mitteln bestreiten können, erhalten Leistungen der 
Sozialhilfe und behalten dennoch ihren Anspruch auf Familienbeihilfe. Subsidiär 
Schutzberechtigte haben demgegenüber regelmäßig keinen Zugang zur Sozialhilfe, sondern 
sind auf Leistungen der Grundversorgung verwiesen. Wird ihnen wegen dieses 
Grundversorgungsbezugs gleichzeitig auch der Anspruch auf Familienbeihilfe entzogen, führt 
dies zu einer doppelten Benachteiligung gegenüber österreichischen Staatsangehörigen in 
vergleichbarer wirtschaftlicher Situation. 

Keine zulässige Beschränkung auf „Kernleistungen“ 
Die Statusverordnung erlaubt in Art 31 Abs 2 zwar Einschränkungen der Sozialhilfe auf 
sogenannte Kernleistungen. Daraus kann jedoch nicht abgeleitet werden, dass ein 
Mitgliedstaat subsidiär Schutzberechtigten zunächst den Zugang zur allgemeinen Sozialhilfe 
verwehrt, sie stattdessen einem migrationsrechtlichen Versorgungssystem zuweist und 



dieses Versorgungssystem anschließend als Rechtfertigung dafür heranzieht, Leistungen der 
sozialen Sicherheit auszuschließen. Grundversorgung und Sozialhilfe verfolgen 
unterschiedliche Zwecke, beruhen auf unterschiedlichen gesetzlichen Grundlagen und 
können unionsrechtlich nicht gleichgesetzt werden. 

Eine Einschränkung auf „Kernleistungen“, wie dies Art 31 Abs 2 für Sozialhilfeleistungen 
vorsieht, ist bezüglich Leistungen der sozialen Sicherheit unionsrechtlich nicht vorgesehen; 
zudem würde es sich bei Leistungen aufgrund von Elternschaft ohnehin um eine solche 
Kernleistung handeln. 

Die gegenteilige Auffassung würde es den Mitgliedstaaten ermöglichen, den Umfang 
unionsrechtlich garantierter Gleichbehandlungsansprüche durch die Ausgestaltung ihres 
innerstaatlichen Sozialleistungssystems selbst zu bestimmen. Österreich kann subsidiär 
Schutzberechtigten nicht zunächst den Zugang zur Sozialhilfe verwehren, sie stattdessen auf 
Leistungen der Grundversorgung verweisen und sich anschließend auf diesen 
Grundversorgungsbezug berufen, um ihnen Leistungen der sozialen Sicherheit zu entziehen. 
Eine solche Konstruktion würde das unionsrechtliche Gleichbehandlungsgebot des Art 31 
Statusverordnung in seinem Kern aushöhlen. 

Hinzu kommt, dass Leistungen aufgrund von Elternschaft nach der Systematik der 
Statusverordnung gerade zu jenen Unterstützungsleistungen zählen, die dem Schutz von 
Familien und Kindern dienen. Selbst wenn man Art 31 Abs 2 heranzieht, spricht daher vieles 
dafür, dass Familienleistungen jedenfalls dem unionsrechtlich garantierten Mindestschutz 
zuzurechnen sind. Eine Schlechterstellung subsidiär Schutzberechtigter gegenüber 
österreichischen Staatsangehörigen wäre auch aus diesem Grund unionsrechtlich nicht zu 
rechtfertigen. 

Rechtswidrigkeit auch für Asylberchtigte 

Jedenfalls rechtswidrig erscheint die Neuregelung in Hinblick auf Personen mit Asylstatus, 
welche die ersten 4 Monate nach Statuszuerkennung noch Grundversorgungsleistungen 
beziehen (vgl Ra 2021/17/0047 vom 13.11.2024 der hier ebenfalls auf das einschlägige 
Unionsrecht Bezug nimmt und davon augeht, dass ein Parallelbezug von Familienbeihilfe und 
Grundversorgung unionsrechtlich geboten ist). 

Konkrete Ausgestaltung der Novelle 
Die Novelle sieht (in Fortführung der bisherigen Rechtslage) hingegen vor, dass subsidiär 
schutzberechtigte Personen nur dann Anspruch auf Familienbeihilfe haben, sofern sie keine 
Leistungen aus der Grundversorgung beziehen. Diese Einschränkung wird für 
Österreicher:innen im Sozialhilfebezug allerdings nicht normiert. Wenn minderjährige Kinder 
in österreichischen Familien, deren Unterhalt – im Rahmen der Sozialhilfe – von der 
öffentlichen Hand gedeckt ist, Familienbeihilfe beziehen können, muss dies auch für subsidiär 
schutzberechtigte Kinder gelten, deren Unterhalt – im Rahmen der Grundversorgung – in sehr 
beschränkter Form und insofern ohnehin nur teilweise von der öffentlichen Hand gedeckt ist; 
andernfalls liegt ein offenkundiger Verstoß gegen Art 31 Abs 1 Statusverordnung vor. 

Die vorgesehene Differenzierung knüpft letztlich ausschließlich daran an, dass subsidiär 
Schutzberechtigte mangels Zugangs zur Sozialhilfe Leistungen der Grundversorgung 
beziehen. Gerade diese unterschiedliche Ausgestaltung der nationalen Sicherungssysteme 
darf jedoch nicht dazu führen, dass das unionsrechtlich garantierte Gleichbehandlungsgebot 



ausgehöhlt wird. Andernfalls könnten Mitgliedstaaten den Umfang unionsrechtlich garantierter 
Ansprüche allein durch die Ausgestaltung ihrer innerstaatlichen Sozialleistungssysteme 
bestimmen. 

Die vorgeschlagene Regelung bewirkt somit, dass subsidiär Schutzberechtigte gegenüber 
österreichischen Staatsangehörigen in mehrfacher Hinsicht schlechtergestellt werden. Ihnen 
bleibt einerseits der Zugang zur Sozialhilfe verwehrt; andererseits wird gerade dieser 
Umstand zum Anlass genommen, ihnen auch Familienleistungen der sozialen Sicherheit 
vorzuenthalten. Eine sachliche Rechtfertigung für diese Ungleichbehandlung ist weder den 
Erläuterungen noch den unionsrechtlichen Vorgaben zu entnehmen. 

Notwendige Anpassungen 
Dass sich der Gesetzgeber seiner unionsrechtlichen Pflichten grundsätzlich bewusst ist, ergibt 
sich aus der Neufassung des FLAG sowie des KBGG im Hinblick auf den Entfall der 
notwendigen Erwerbstätigkeit als Voraussetzung für den Familienbeihilfe- respektive 
Kinderbetreuungsgeldbezug. So wird in den jeweiligen Übergangsbestimmungen normiert, 
dass die Voraussetzungen rückwirkend zum 12. Juni, also dem Stichtag des Inkrafttretens der 
Statusverordnung, in Kraft treten. Um der Statusverordnung vollständig gerecht zu werden, 
muss für die Gruppe der subsidiär Schutzberechtigten eine Ausnahmebestimmung zu §2 Abs 
10 FLAG geschaffen werden. 

Ganz generell lehnt es die Diakonie entschieden ab, den Grundversorgungsbezug als 
Ausschlusskriterium für den Familienbeihilfenbezug zu normieren, da auch für andere 
Personengruppen, die auf die Grundversorgung angewiesen sind, weder integrationspolitisch 
noch sachlich eine Rechtfertigung für die vorgesehene Schlechterstellung besteht. 

 


	Einleitung
	Zum Gesetzesentwurf
	1. Grundversorgungsbezug als Ausschlusskriterium für die Familienbeihilfe
	Höhe der Grundversorgungsleistungen
	Betroffen sind auch Familien in Beschäftigung
	Die Grundversorgung deckt die Kinderkosten nicht ab
	Grundversorgung und Sozialhilfe sind nicht gleichzusetzen
	Budgetäre Auswirkungen
	Judikatur und Gleichbehandlung mit Sozialhilfebeziehenden
	Widerspruch zu den Integrationszielen

	2. Auswirkungen auf Ukraine-Vertriebene
	Bisherige Rechtslage und tatsächliche Situation
	Verschärfung der Kinderarmut

	3. Unionsrechtswidrigkeit in Bezug auf subsidiär Schutzberechtigte und Asylberechtigte
	Rechtsstellung subsidiär Schutzberechtigter
	Die Familienbeihilfe als Leistung der sozialen Sicherheit
	Das Gleichbehandlungsgebot des Art 31 Statusverordnung
	Keine zulässige Beschränkung auf „Kernleistungen“
	Konkrete Ausgestaltung der Novelle
	Notwendige Anpassungen



